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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Der Bundesrat reagierte auf die politischen Forderungen nach Verschärfungen im
Strafrecht. In der Anfang September in die Vernehmlassung geschickten Vorlage zur
Harmonisierung der Strafrahmen etwa wird eine Anhebung der Höchststrafe bei
vorsätzlicher schwerer Körperverletzung auf zwei Jahre und von fahrlässiger Tötung von
drei auf fünf Jahre vorgeschlagen. Eine zweite Vorlage nimmt das Anliegen der im
Frühjahr von der Opferhilfeorganisation Roadcross lancierten Raserinitiative auf, das
Freiheitsstrafen für Autoraser verlangt. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.09.2010
MARC BÜHLMANN

Im Dezember 2012 beschloss der Bundesrat, die Vorlage zur Harmonisierung der
Strafrahmen, wozu er 2010 einen Vorentwurf in die Vernehmlassung gegeben hatte,
vorerst zurückzustellen. Er wollte mit diesem umfassenden Quervergleich der
Strafbestimmungen zuwarten, bis die Revision des Sanktionenrechts und damit die
Revision des Allgemeinen Teils des StGB abgeschlossen ist. Danach sollte das EJPD
allerdings, so der Auftrag des Bundesrates, gestützt auf die Vernehmlassungsergebnisse
und die Beschlüsse des Parlaments zum Sanktionenrecht eine Botschaft zur
Harmonisierung der Strafrahmen, also zur Revision des Besonderen Teils des StGB,
ausarbeiten. Da im April 2017 noch keine Botschaft vorlag, reichte die RK-NR eine
Motion ein, die Bewegung in die Sache bringen sollte. Nicht zuletzt war der Verweis auf
diese mittlerweile lang ersehnte Vorlage bei zahlreichen Vorstössen als Begründung für
die Ablehnung angeführt worden – geleitet von der Absicht, den Besonderen Teil des
StGB im Rahmen einer Gesamtschau und nicht nur punktuell anzupassen.

Im Nationalrat erklärte Bundesrätin Simonetta Sommaruga in der Sommersession 2017,
dass diese Motion auf ein Missverständnis zurückgehe. Man habe nie – wie die
Kommission indes angenommen hatte – auf diese Vorlage verzichten wollen und sei
daran, den Entwurf zu überarbeiten. Da die Vernehmlassung dazu schon so lange
zurückliege, müssten viele Anpassungen an die inzwischen veränderte Rechtslage
vorgenommen werden. Der Bundesrat wolle die entsprechende Vorlage so bald als
möglich den Räten unterbreiten und unterstütze deshalb auch die Motion. Nachdem
der Nationalrat den Vorstoss stillschweigend angenommen hatte, tat es ihm der
Ständerat in der Herbstsession 2017 gleich. Damit ist der Bundesrat nun beauftragt, die
Vorlage zur Harmonisierung der Strafrahmen bis spätestens Mitte 2018 dem Parlament
zu unterbreiten. 2

MOTION
DATUM: 11.09.2017
KARIN FRICK

Ende April 2018 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Harmonisierung der
Strafrahmen und zur Anpassung des Nebenstrafrechts an das geänderte
Sanktionenrecht. Zur Strafrahmenharmonisierung wird der Besondere Teil des StGB
teilrevidiert. Ein besonderes Augenmerk fällt dabei auf die Sexualstraftaten sowie die
Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte. Beim Vorliegen letzterer sollen
Gruppen von gewalttätigen Randalierern und Chaoten neu mindestens mit einer
Geldstrafe von 120 Tagessätzen bestraft werden anstatt wie bisher mit mindestens 30
Tagessätzen. Eine Erhöhung der Mindeststrafe ist ebenfalls bei Vergewaltigung (von
einem auf zwei Jahre Freiheitsstrafe) und schwerer Körperverletzung (von sechs
Monaten auf ein Jahr Freiheitsstrafe) vorgesehen. Der Tatbestand der Vergewaltigung
soll ausserdem in zweifacher Hinsicht ausgeweitet werden: Erstens wird er neu
geschlechtsneutral gefasst und zweitens auch auf beischlafsähnliche Handlungen
ausgedehnt, die bisher der sexuellen Nötigung zugeordnet waren. Im Zuge dessen soll
die Höchststrafe für sexuelle Nötigung neu nur noch fünf anstatt wie bisher zehn Jahre
Freiheitsstrafe betragen. Diese Änderungen werden analog für den
Schändungstatbestand übernommen. Sexuelle Handlungen mit Kindern unter zwölf
Jahren sollen neu mit mindestens einem Jahr Freiheitsstrafe bestraft werden, wobei
für leichtere Fälle dem Unrechtsgehalt entsprechend ein tieferer Strafrahmen gelten
soll. Auf Geldstrafen wird bei Sexualdelikten mit Ausnahme der Pornografie und des
Exhibitionismus gänzlich verzichtet. Bei gemeinsam begangenen Sexualdelikten soll eine
Strafschärfung zwingend werden. Darüber hinaus soll die Mindeststrafe für
gewerbsmässig begangene Vermögensdelikte auf sechs Monate Freiheitsstrafe

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.04.2018
KARIN FRICK
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vereinheitlicht werden, was teilweise einer Erhöhung, teilweise einer Verminderung
gegenüber dem geltenden Recht entspricht. Ebenfalls harmonisiert werden die
Strafausschlussgründe bei Rechtspflegedelikten.
Von den Parteien und den Kantonen wurde die seit 2012 lang ersehnte Vorlage
grundsätzlich begrüsst. Der SVP gehe der Entwurf zu wenig weit, aber immerhin «in die
richtige Richtung», berichtete die Presse. Auf Kritik stiessen in Strafrechtskreisen die
erhöhten bzw. neu eingeführten Mindeststrafen, da sie den richterlichen
Ermessensspielraum beschnitten und somit einerseits zu mehr ungerechten Urteilen
führten sowie andererseits als Misstrauen in die Gerichte interpretiert werden könnten.
Enttäuscht zeigte sich auch der Verband der schweizerischen Polizeibeamten, dass
seine Forderung nach mindestens drei Tagen Gefängnis für Gewalt gegen Behörden und
Beamte keinen Eingang in die Vorlage gefunden hatte. Demgegenüber kam das
Gesetzgebungsprojekt bei der schweizerischen Staatsanwältekonferenz gut an, wo man
es nicht als Misstrauensvotum auffasste, sondern vielmehr als «gesellschaftlichen
Anstoss», bestimmte Taten härter zu bestrafen, dem die Justiz nun folgen müsse. 3

Nachdem die RK-SR Vertretungen der Kantone, der Strafverfolgungsbehörden, der
Richterinnen und Richter, der Anwältinnen und Anwälte, der Polizeibeamtenschaft
sowie Strafrechtsexpertinnen und -experten zum StGB-Revisionsprojekt
«Harmonisierung der Strafrahmen» angehört hatte, befürwortete sie grundsätzlich den
Handlungsbedarf. Aufgrund der in den Anhörungen verbreitet geäusserten Kritik
entschied sich die Kommission jedoch dafür, die Vorberatung der Vorlage zunächst
einer Subkommission anzuvertrauen. Diese soll sich insbesondere auch mit den
zahlreichen hängigen parlamentarischen Initiativen und Vorstössen zum Umgang mit
Delikten gegen die sexuelle Integrität sowie zur Gewalt und Drohung gegen Behörden
und Beamte beschäftigen, deren Umsetzung die Kommission in die Harmonisierung der
Strafrahmen integrieren möchte. Wie die NZZ berichtete, gehörten dieser
Subkommission die drei Juristen Daniel Jositsch (sp, ZH), Andrea Caroni (fdp, AR) und
Beat Rieder (cvp, VS) an. Sie müssten die Vorlage neu aufgleisen, denn in den
Anhörungen der Kommission habe sich gezeigt, dass der vorliegende Entwurf ein
«Rohrkrepierer» sei. Die Hauptkritikpunkte waren gemäss der NZZ, dass die Erhöhung
der Mindeststrafen erstens nicht die besonders brutalen oder rücksichtslosen
Täterinnen und Täter treffe, die in der Öffentlichkeit für Empörung sorgten, sondern
jene, deren Verschulden am geringsten sei. Zweitens führe die Erhöhung der
Mindeststrafen zu ungerechten Ergebnissen, da der richterliche Handlungsspielraum
bei besonders leichten Fällen eingeschränkt werde. Drittens hänge die Glaubwürdigkeit
der Justiz weniger von der Höhe der Mindeststrafen als vielmehr vom Prozessrecht ab,
das festlege, wie schnell auf eine Tat reagiert und die Täterschaft zur Rechenschaft
gezogen werden könne. Schliesslich sei die Revision nicht kohärent, da die Kriterien,
nach denen die Mindeststrafen der einzelnen Delikte neu definiert würden, nicht
ersichtlich seien. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.01.2019
KARIN FRICK

Die von der RK-SR eingesetzte Subkommission kam in ihrer Vorberatung der Vorlage zur
Harmonisierung der Strafrahmen zum Schluss, dass dieses Geschäft auf die Höhe der
Strafrahmen begrenzt bleiben sollte. Die RK-SR schloss sich dieser Argumentation im
Januar 2020 an und erklärte in der entsprechenden Medienmitteilung, auf Änderungen
am Wortlaut der materiellen Tatbestände verzichten zu wollen. Die Neuformulierung
der Tatbestände der Vergewaltigung und der sexuellen Nötigung, die der Bundesrat in
der Botschaft vorgeschlagen hatte, habe weitere Fragen im Bereich des
Sexualstrafrechts aufgeworfen, zu denen aber aufgrund der bereits langen
Entstehungsgeschichte des Entwurfs nie eine Vernehmlassung stattgefunden habe. Im
Einvernehmen mit der zuständigen Bundesrätin Karin Keller-Sutter werde sie ihrem Rat
daher die Teilung der Vorlage beantragen. So könne der Revisionsbedarf des
Sexualstrafrechts in eine separate Vorlage ausgelagert und dazu eine ordentliche
Vernehmlassung durchgeführt werden, ohne die Harmonisierung der Strafrahmen
weiter zu verzögern.
Im Februar 2020 nahm die RK-SR die Kernvorlage der Strafrahmenharmonisierung
einstimmig an und reichte zudem ein Kommissionspostulat (20.3009) zur Überprüfung
der Regeln für die Gesamtstrafenbildung ein. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.02.2020
KARIN FRICK
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In der Sommersession 2020 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Revision des
Besonderen Teils des Strafgesetzbuches, deren Ziel die Harmonisierung der
Strafrahmen ist. Wie der Kommissionsberichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) dem
Ratsplenum erläuterte, habe sich die vorberatende RK-SR bei der Diskussion der
Strafrahmen an zwei Leitfragen orientiert: Erstens, absolut betrachtet, entspricht ein
Strafrahmen nach heutigem Empfinden wertmässig dem Verschulden? Und zweitens,
relativ betrachtet, passt ein Strafrahmen wertmässig in das System vergleichbarer
Strafen hinein? Die thematischen Schwerpunkte verortete Jositsch zum einen im
Bereich Gewalt und Drohung gegenüber Beamten und Behörden, zu dem in der
jüngeren Vergangenheit sehr viele Vorstösse eingegangen waren, sowie zum anderen
bei den Delikten gegen Leib und Leben, wo generell «eine moderate Anhebung der
Strafen» vorgesehen sei. Damit werde korrigiert, dass der Gesetzgeber bei der
Ausgestaltung des Strafgesetzbuchs in den 1940er-Jahren den Schutz des Vermögens
im Vergleich zum Schutz von Leib und Leben «relativ stark gewichtet» habe. Diese
Werthaltung, die neu ausgelotet werden müsse, veranschaulichte er mit dem Beispiel,
dass auf einfachen Diebstahl heute eine Maximalstrafe von fünf Jahren stehe, während
eine fahrlässige Tötung mit maximal drei Jahren bestraft werde. Bundesrätin Karin
Keller-Sutter betonte, es sei wichtig, dass sich die Bevölkerung mit einem Urteil
identifizieren könne: «Nur unter dieser Voraussetzung kann der Rechtsstaat auch seine
Glaubwürdigkeit und seine Akzeptanz behalten.» Die öffentliche Debatte sei aber oft
vom Eindruck einzelner Vorkommnisse geprägt, die die Forderung nach Mindeststrafen
befeuerten. Solche habe der Bundesrat allerdings nur «sehr selektiv» vorgesehen, weil
der Strafrahmen nicht nur den denkbar schwersten, sondern immer auch den denkbar
leichtesten Fall abdecken müsse.
Über weite Strecken war die umfangreiche Vorlage im Ständerat unbestritten. Bis auf
drei Punkte, die sie vertiefter diskutierte, folgte die Ständekammer überall
stillschweigend den Anträgen ihrer Kommission. Als wichtigste dieser diskussionslosen
Neuerungen hervorzuheben sind die Anhebung der Mindeststrafe für schwere
Körperverletzung von bisher sechs Monaten auf ein Jahr sowie die Vereinheitlichung
der Mindeststrafe für alle gewerbsmässig begangenen Vermögensdelikte auf sechs
Monate. Die Bestimmungen des Sexualstrafrechts klammerte der Ständerat in der
Debatte aus, weil diese nach dem Willen seiner Kommission und des Bundesrates in
einem separaten Entwurf, der zuerst noch in die Vernehmlassung gegeben wird,
behandelt werden sollen.
Die erste der drei umstrittenen Änderungen betraf mit Art. 42 StGB eine Bestimmung
aus dem Allgemeinen Teil, der eigentlich gar nicht Gegenstand des Geschäfts war. Die
Kommissionsmehrheit habe diese Anpassung dennoch vorgenommen, um den
Forderungen nach schärferen Strafen entgegenzukommen, ohne die Mindeststrafen zu
erhöhen, wie Jositsch erklärte. Sie schlug vor, den Artikel dahingehend abzuändern,
dass das Gericht bei einem Ersttäter oder einer Ersttäterin nicht mehr «in der Regel»
eine bedingte Strafe aussprechen muss, sondern dass es dies «kann». Durch die etwas
offenere Formulierung wollte sie mehr Möglichkeiten für unbedingte Strafen schaffen.
Eine Minderheit Vara (gp, NE) und der Bundesrat beantragten hingegen, beim geltenden
Recht zu bleiben. Die Änderung gefährde die Rechtssicherheit, weil die vielen Gerichte
in der Schweiz die Kann-Bestimmung vielleicht unterschiedlich anwendeten, so deren
Argumentation. «Es kann nicht angehen, dass irgendwelche Gründe dazu führen
können, dass der bedingte Strafvollzug, selbst bei einer günstigen Prognose, verweigert
werden kann», warnte Justizministerin Keller-Sutter vor unzulässiger Willkür.
Kommissionssprecher Jositsch wandte ein, dass es für Täterinnen und Täter eben
gerade keine Sicherheit geben solle, dass man beim ersten Mal eine bedingte Strafe
erhalte. Die Ratsmehrheit liess sich davon überzeugen und folgte mit 26 zu 15 Stimmen
der Kommissionsmehrheit.
Als zweites erörterte der Ständerat die konzeptionelle Frage, ob eine Mindestgeldstrafe
automatisch auch eine Mindestfreiheitsstrafe bedeute – an einer konkreten Frage:
Wenn für ein Delikt eine Geldstrafe nicht unter 30 Tagessätzen oder eine
Freiheitsstrafe vorgeschrieben ist, bedeutet dies dann, dass die Freiheitsstrafe auch
mindestens 30 Tage betragen muss? Die Kommissionsmehrheit bejahte diese Frage, die
in der juristischen Lehre bislang ungeklärt geblieben war, und wollte dies im StGB nun
ausdrücklich festschreiben. Sie sah Geld- und Freiheitsstrafen als «weitestgehend
gleichwertig» an, wie es Andrea Caroni (fdp, AR) ausdrückte; dies zeige sich nicht
zuletzt auch darin, dass eine Geldstrafe von 30 Tagessätzen bei Nichtbezahlung eins zu
eins in eine Freiheitsstrafe von 30 Tagen umgewandelt werde. Eine Minderheit Mazzone
(gp, GE) argumentierte dagegen, eine Freiheitsstrafe stelle einen grösseren Eingriff dar
als eine Geldstrafe, weshalb auf eine solche ausdrückliche Gleichsetzung im StGB
verzichtet werden sollte. Auch EJPD-Vorsteherin Keller-Sutter plädierte gegen die
vorgeschlagenen Ergänzungen bei den betreffenden Artikeln, weil aus der Praxis hierzu
keine Unklarheiten moniert worden seien und die Änderung aus Sicht des Bundesrates

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.2020
KARIN FRICK
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daher nicht notwendig sei. Etwas spitz bemerkte sie: «Es wurde gesagt, im Lehrbuch
Jositsch stehe, dass hier Klärungsbedarf bestehe. Herr Jositsch ist in der Minderheit
und sieht offensichtlich, entgegen seinem Lehrbuch, keinen so grossen
Klärungsbedarf.» Die Ratsmehrheit folgte mit 24 zu 16 Stimmen dennoch der
Kommissionsmehrheit.
Der dritte Streitpunkt betraf die Verschärfung der Strafnorm für Gewalt und Drohung
gegen Behörden und Beamte (Art. 285 StGB). Die Kommissionsmehrheit unterstützte
hier das Konzept des Bundesrates, der den Strafrahmen für den Grundtatbestand
unverändert liess – d.h. keine Mindeststrafe, maximal drei Jahre Freiheitsstrafe –,
während er Gewalttaten, die aus einem zusammengerotteten Haufen heraus begangen
werden, neu mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessätzen (bisher 30) oder
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren (wie bisher) bestrafen wollte. Nach dem
vorangegangenen Beschluss des Ständerates über die wertmässige Gleichstellung von
Geld- und Freiheitsstrafen bedeutete dies, dass Gewalttaten im Kontext einer
Zusammenrottung mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessätzen oder einer
Freiheitsstrafe im Umfang von 120 Tagen belegt würden. Eine Minderheit Engler (cvp,
GR) wollte die Strafen indes dergestalt verschärfen, dass sie zwar keine Mindeststrafe
vorsah, Geldstrafe aber nur in leichten Fällen ausgesprochen werden dürfte. Bei
Gewalttaten im Kontext einer Zusammenrottung wäre eine Freiheitsstrafe zwingend.
Uneinigkeit herrschte in erster Linie darüber, welche Variante die schärfere war, jene
mit der hohen Mindeststrafe oder jene mit der grundsätzlichen Freiheitsstrafe. Wie
Beat Rieder (cvp, VS) berichtete, war dies auch der einzige Punkt, in dem sich die
Subkommission, die das Geschäft für die RK-SR vorberaten hatte, nicht einig geworden
war. Rieder setzte sich für die Minderheit ein, weil es hier um Straftäterinnen und
-täter gehe, die «relativ renitent» seien und bei denen Geldstrafen «schlichtweg keine
Wirkung» erzielten. Wichtig sei die Signalwirkung der Freiheitsstrafe, sprich, dass
Hooligans «am Montag nach dem Samstagsmatch im Büro fehlen». Bundesrätin Keller-
Sutter zeigte Verständnis für die Streichung der Geldstrafe in schweren Fällen, gab aber
in Bezug auf die Signalwirkung zu bedenken, dass Freiheitsstrafen auch bedingt
ausgesprochen werden können. Mit 23 zu 18 Stimmen betreffend den Grundtatbestand
und 25 zu 17 Stimmen bezüglich der Zusammenrottungen nahm der Ständerat den
Minderheitsantrag Engler an.
In der Gesamtabstimmung opponierte die Grüne Fraktion geschlossen, womit die
Kantonskammer das revidierte StGB mit 35 zu 5 Stimmen guthiess. Der zweite Entwurf
zur Anpassung des Nebenstrafrechts an das neue Sanktionenrecht, mit dem vor allem
formelle Änderungen vorgenommen wurden, passierte die Gesamtabstimmung
unverändert mit 36 zu 6 Stimmen, wobei sich hier auch SP-Ständerat Paul Rechsteiner
(sp, SG) zur Grünen Opposition gesellte. Stillschweigend schrieb die kleine Kammer
zudem die Vorstösse 06.3554, 09.3366, 08.3131, 10.3634 und 17.3265 ab. 6

Nachdem sich der Ständerat im Sommer 2020 dafür ausgesprochen hatte, die Normen
des Sexualstrafrechts aus der Vorlage zur Strafrahmenharmonisierung zu streichen und
in einem separaten Entwurf zu behandeln, beauftragte die RK-SR die Verwaltung, eine
Vernehmlassungsvorlage zum Sexualstrafrecht auszuarbeiten. Am 1. Februar 2021
eröffnete die Kommission das Vernehmlassungsverfahren. In ihrem Bericht führte die
Kommission aus, das Ziel der Vorlage sei keine grundlegende Neugestaltung des
Sexualstrafrechts; vielmehr würden punktuelle Änderungen vorgeschlagen. So soll ein
neuer Artikel 187a ins Strafgesetzbuch eingefügt werden, um «den entgegenstehenden
Willen von sexuell mündigen Opfern zu schützen», wie die Kommission den
Grundgedanken des neuen Tatbestands des sexuellen Übergriffs in der
Medienmitteilung erläuterte. Die neue Bestimmung soll Fälle abdecken, in denen
jemand eine sexuelle Handlung gegen den Willen des Opfers vornimmt oder vornehmen
lässt, aber ohne das Opfer zu nötigen oder eine Notlage oder Abhängigkeit auszunützen,
wie es bisher für die Strafbarkeit verlangt wird. Zur Anwendung kommen soll der neue
Artikel beispielsweise, wenn sich der Täter oder die Täterin vorsätzlich über den
geäusserten Willen des Opfers hinwegsetzt, eine sexuelle Handlung überraschend
vornimmt oder eine solche bei der Ausübung einer Tätigkeit im Gesundheitsbereich
vornimmt oder vornehmen lässt, indem der Irrtum des Opfers über den Charakter der
Handlung ausgenutzt wird. Ein sexueller Übergriff soll mit maximal drei Jahren
Freiheitsstrafe geahndet werden.
Weiter soll in Umsetzung einer Genfer Standesinitiative (Kt.Iv. 14.311) die Definition der
Vergewaltigung, die unverändert mit bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe bedroht wird,
dahingehend ausgedehnt werden, dass nicht mehr nur der Beischlaf, sondern auch
beischlafsähnliche Handlungen darunterfallen und auch männliche Opfer erfasst
werden können. Weiterhin soll jedoch eine Art von Zwang, also Nötigung durch Gewalt,
Druck oder Drohung, Voraussetzung für eine Vergewaltigung sein; die in der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.02.2021
KARIN FRICK
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Öffentlichkeit als Zustimmungslösung («nur ja heisst ja») diskutierte Variante war im
Vorentwurf nicht enthalten. Wie die Medienberichterstattung vermuten liess, dürfte es
hierzu noch eine lebhafte Debatte geben, regte sich doch von verschiedenen Seiten,
u.a. von den Grünen oder von Amnesty International Schweiz, bereits Widerstand gegen
den Vorschlag.
Wie von einer parlamentarischen Initiative Amherd (cvp, VS; Pa.Iv. 18.434) gefordert, soll
zudem das Anbahnen sexueller Kontakte mit Kindern, das sogenannte Cybergrooming,
künftig unter Strafe gestellt werden. Für sexuelle Handlungen mit Kindern unter 12
Jahren sind neu generell schärfere Strafen vorgesehen. Demgegenüber sollen
Jugendliche nicht unnötig kriminalisiert werden, wenn sie pornografisches Material von
sich selber oder von Gleichaltrigen mit deren Einverständnis herstellen, weiterleiten
oder besitzen, indem dies unter gewissen Umständen straflos bleiben kann. Nicht in
den Vorentwurf aufgenommen wurde indessen das Anliegen einer Motion Rickli (svp,
ZH; Mo. 14.3022), einen Straftatbestand zu Posing-Bildern von Kindern zu schaffen. Die
Vernehmlassungsfrist endet am 10. Mai 2021. 7

Das Gesetzgebungsprojekt zur Strafrahmenharmonisierung und Anpassung des
Nebenstrafrechts an das neue Sanktionenrecht stand in der Sommersession 2021 auf
der Agenda des Nationalrates. Als Zweitrat trat er zwar oppositionslos auf das Geschäft
ein, hatte sich aber sogleich mit einem Rückweisungsantrag des Genfer SVP-
Nationalrats Yves Nidegger zu befassen. Der Antragsteller monierte, der Bundesrat habe
dem Parlament nur eine «Alibi-Harmonisierung» vorgelegt, weil sie nicht sämtliche in
der Schweiz ausgesprochene Strafen harmonisiere, sondern sich zu stark auf das
Kernstrafrecht konzentriere, das im Schweizerischen Strafgesetzbuch geregelt ist. Er
verlangte eine überarbeitete Vorlage, in der auch alle Strafnormen des
Nebenstrafrechts, also die Strafnormen in anderen Gesetzen, nach den zu schützenden
Rechtsgütern bewertet und die Strafen dementsprechend harmonisiert (und nicht nur
wie vom Bundesrat vorgesehen an das geänderte Sanktionenrecht angepasst) würden.
Justizministerin Karin Keller-Sutter bat den Rat um Ablehnung der Rückweisung. Sie
bezeichnete den Antrag als «nicht zielführend, weil wir uns ohne klaren Auftrag quasi
im Kreis bewegen würden und in zwei, drei Jahren etwa gleich weit wie heute wären».
Ausser der SVP-Fraktion, die geschlossen für die Rückweisung votierte, sah der Rat dies
genauso und lehnte die Rückweisung mit 139 zu 49 Stimmen ab.
In der Detailberatung diskutierte die Volkskammer zunächst 15 Anträge zu Änderungen
am Allgemeinen Teil des StGB. Dieser war eigentlich nicht Gegenstand des
vorliegenden Geschäfts, sondern mit der Revision des Sanktionenrechts bereits
erneuert worden. Bundesrätin Karin Keller-Sutter forderte den Rat aus diesem Grund
auf, überall der Kommissionsmehrheit zu folgen, die eine solche Ausdehnung der
Vorlage auf den Allgemeinen Teil des StGB ablehnte. Die hier eingebrachten Vorschläge
– allesamt zur Verschärfung des Strafregimes und bis auf drei Minderheiten Bregy
(mitte/centre, VS) alle vonseiten der SVP-Fraktion – seien im Zuge der Revision des
Sanktionenrechts bereits breit diskutiert und damals verworfen worden. Der
Nationalrat erachtete es mehrheitlich nicht als sinnvoll, diese Büchse der Pandora zu
öffnen, und lehnte alle Minderheits- und Einzelanträge in diesem Block ab. Damit
machte die grosse Kammer unter anderem die vom Ständerat abgeänderte Kann-
Formulierung bei den bedingten Strafen wieder rückgängig, sodass das Gericht bei
Ersttäterinnen und Ersttätern auch weiterhin «in der Regel» eine bedingte Strafe
aussprechen muss (und nicht nur kann). Für Unverständnis bei Antragsteller Philipp
Matthias Bregy sorgte die Ablehnung seines Vorschlages, die Unverjährbarkeit
schwerster Verbrechen im StGB zu verankern, gerade weil der Nationalrat am Vortag
einer Standesinitiative mit ebendieser Forderung (Kt.Iv. 19.300) Folge gegeben hatte. 
In einem zweiten Block wandte sich der Nationalrat dem Kern der Vorlage, den
Strafrahmen im Besonderen Teil des StGB, zu. Hier strich er das vom Ständerat
eingeführte Konzept, wonach eine Mindestgeldstrafe von X Tagessätzen immer auch
eine Mindestfreiheitsstrafe von X Tagen bedeuten sollte, wieder aus dem Gesetz. Einer
Minderheit Bregy folgend nahm er einen neuen Straftatbestand für die Sprengung von
Geldautomaten auf. Der Aufhebung einiger Sondernormen bei Vermögensdelikten und
des Tatbestandes der staatsgefährlichen Propaganda stimmte die grosse Kammer wie
vom Bundesrat vorgeschlagen zu und schuf damit weitere Differenzen zur
Schwesterkammer, die diese Änderungen abgelehnt hatte. Beim viel diskutierten Artikel
285 StGB betreffend die Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte lagen dem
Nationalrat vier verschiedene Konzepte vor. Er entschied sich für dasjenige seiner
Kommissionsmehrheit, die dem Bundesrat im Grundsatz folgte, aber bei Gewalttaten im
Kontext einer Zusammenrottung einen differenzierteren Weg wählte. So soll Gewalt an
Personen aus einem zusammengerotteten Haufen heraus künftig mit mindestens drei
Monaten Freiheitsstrafe geahndet werden. Für Gewalt an Sachen setzte die grosse
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Kammer mindestens eine Geldstrafe von 90 Tagessätzen fest. Der Bundesrat hatte für
Gewalt an Personen oder Sachen eine Mindestgeldstrafe von 120 Tagessätzen
vorgeschlagen; der Ständerat hatte eine zwingende Freiheitsstrafe gefordert. Des
Weiteren beantragte die Kommissionsmehrheit, den Tatbestand der
Majestätsbeleidigung aus dem StGB zu streichen, was der Nationalrat aber ablehnte. Er
folgte der Minderheit Lüscher (fdp, GE), die sich für die Beibehaltung der Norm
einsetzte.
Zuletzt nahm sich die Volkskammer der Anpassung des Nebenstrafrechts an, wo sie
unter anderem die Gelegenheit nutzte, auf Antrag ihrer Kommissionsmehrheit die ihrer
Ansicht nach unverhältnismässige Mindeststrafe von einem Jahr Freiheitsstrafe aus
dem sogenannten Raserartikel im Strassenverkehrsgesetz zu streichen. Eine
unterlegene Minderheit Nidegger hatte beantragt, den Raserartikel ganz zu streichen. In
der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat dem Bundesgesetz über die
Harmonisierung der Strafrahmen mit 134 zu 48 Stimmen und dem Bundesgesetz über
die Anpassung des Nebenstrafrechts an das geänderte Sanktionenrecht mit 133 zu 48
Stimmen zu. Dagegen stimmten jeweils die geschlossene SVP-Fraktion sowie SP-
Vertreterin Tamara Funiciello (sp, BE). Die Ablehnung der SVP-Fraktion kam angesichts
der vielen gescheiterten Minderheitsanträge für diverse Strafrechtsverschärfungen aus
ihren Reihen wenig überraschend. Barbara Steinemann (svp, ZH) hatte die Vorschläge
des Bundesrates schon in der Eintretensdebatte als blosse «Basteleien am Strafrahmen
[...] ohne konkrete Auswirkungen auf die Strafrechtspraxis» bezeichnet. Im Anschluss an
die Debatte schrieb der Nationalrat die Vorstösse 06.3554, 09.3366, 08.3131, 10.3634
und 17.3265 stillschweigend ab. 8

Die Vernehmlassung zur Revision des Sexualstrafrechts, die in der ersten Jahreshälfte
2021 durchgeführt wurde, wurde von einer lebhaften öffentlichen Debatte begleitet.
Vor allem die Tatsache, dass die zuständige RK-SR im Vernehmlassungsentwurf keine
«Nur-Ja-heisst-Ja»-Lösung zur Debatte stellte, sorgte für Unverständnis bei den linken
Parteien sowie bei Frauen- und Menschenrechtsorganisationen. Nur die
Zustimmungslösung verwirkliche die sexuelle Selbstbestimmung, weil Sex ohne
Einverständnis grundsätzlich als Vergewaltigung anzusehen sei, argumentierten sie.
Demgegenüber traten Kritikerinnen und Kritiker mit Bedenken an die Medien, dass eine
«Nur-Ja-heisst-Ja»-Lösung faktisch die Beweislast im Strafprozess umkehre und zu
mehr Falschanschuldigungen führen könnte.
Das rege Interesse spiegelte sich denn auch in der rekordhohen Zahl an
Stellungnahmen: Von den Kantonen, Parteien und Verbänden sowie interessierten
Kreisen gingen 124 individuelle Stellungnahmen ein. Darüber hinaus wurden im Zuge der
Kampagne «Nur Ja heisst Ja! – Art. 190 ändern» der SP Frauen* mehr als 10'000
gleichlautende Stellungnahmen von Privatpersonen eingereicht. Noch nie hätten sich in
einer Vernehmlassung so viele Einzelpersonen geäussert, berichtete die Presse. Wie der
im August 2021 erschienene Ergebnisbericht zeigte, wurde der Bedarf für eine Revision
des Sexualstrafrechts überwiegend bejaht, wobei sich an der konkreten Ausgestaltung
die Geister schieden. Dabei waren nicht nur diverse Mindest- und Höchststrafmasse
umstritten, sondern insbesondere auch der von der RK-SR neu eingeführte
Grundtatbestand des sexuellen Übergriffs (Art. 187a StGB). Im Gegensatz zur
Vergewaltigung, die im Vorentwurf wie bisher über ein Nötigungselement definiert wird,
sollte der neue Tatbestand den Geschlechtsverkehr gegen den Willen einer Person
erfassen, wenn diese nicht dazu genötigt wird. Diese Unterscheidung wurde von vielen
Teilnehmenden kritisiert, weil sie die Klassifizierung einer Sexualstraftat als
Vergewaltigung weiterhin an der Reaktion des Opfers festmache bzw. daran, dass der
Täter oder die Täterin dessen (physischen) Widerstand überwunden haben müsse.
Wenn das Opfer allerdings in einen Schockzustand gerate und sich gar nicht wehren
könne, sei eine Nötigung in diesem Sinne gar nicht erforderlich, um den Tatbestand der
Vergewaltigung zu erfüllen. Stattdessen wurde gefordert, diesen Aspekt in Artikel 189
StGB (sexuelle Nötigung) und 190 StGB (Vergewaltigung) zu integrieren. Diese Ansicht
wurde von rund zwei Dritteln der Teilnehmenden vertreten. Höchst umstritten war des
Weiteren die im Vorentwurf vorgesehene «Nein-heisst-Nein»-Lösung: Strafbar soll es
werden, «gegen den Willen einer Person oder überraschend» eine sexuelle Handlung
vorzunehmen. 36 Teilnehmende sprachen sich hierfür aus. Demgegenüber hätten sich
80 Teilnehmende eine «Nur-Ja-heisst-Ja»-Lösung gewünscht, also die Ersetzung des
Ausdrucks «gegen den Willen» durch «ohne Einwilligung». Dies würde
gesellschaftspolitisch ein wichtiges Signal setzen, dass bestimmte Verhaltensweisen
gesellschaftlich nicht toleriert würden, erklärten verschiedene
Frauenrechtsorganisationen. Unter den Parteien sprachen sich die SP, die Grünen und
die GLP für die Zustimmungslösung aus. Während sich die Mitte dazu nicht äusserte,
weil ein solcher Vorschlag nicht Gegenstand der Vernehmlassung war, zeigte sich die
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FDP grundsätzlich offen für eine «Nur-Ja-heisst-Ja»-Regel; die FDP-Frauen mit
Präsidentin Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) an der Spitze traten in den Medien
unterdessen prominent für die Zustimmungslösung ein. Dezidiert dagegen äusserte sich
die SVP. Die Kantone zeigten sich in dieser Frage gespalten, wobei sich gemäss NZZ für
ein ursprünglich linkes Anliegen «auffällig viele» Kantone positiv zur
Zustimmungslösung äusserten – neben Zürich und den meisten Westschweizer
Kantonen notabene auch «diverse konservativere Kantone wie Appenzell Ausserrhoden,
St. Gallen oder Nidwalden».
Zusätzlich befeuert wurde die öffentliche Debatte um Zustimmungs- oder
Widerspruchslösung durch die Anfang August 2021 ausgesprochene Urteilsbegründung
des Basler Appellationsgerichts in einem Vergewaltigungsfall. Das Appellationsgericht
hatte die Freiheitsstrafe für einen Vergewaltiger verkürzt und in der mündlichen
Urteilsbegründung unter anderem angeführt, das Opfer habe «Signale gesendet» und
«mit dem Feuer gespielt». Obwohl sich das Gericht ob der prompten und heftigen
öffentlichen Kritik zu einer Stellungnahme gedrängt sah, in der es versuchte, die in der
Öffentlichkeit entstandenen «Missverständnisse» zu erklären, wurden diese Aussagen
in den Medien dahingehend interpretiert, dass das Gericht dem Opfer die Mitschuld an
der Vergewaltigung gebe. Vor diesem Hintergrund erhielten die Forderungen nach einer
«Nur-Ja-heisst-Ja»-Lösung weiteren Auftrieb, nun auch explizit verstärkt durch
Stellungnahmen von Fachpersonen aus der Psychologie und dem Rechtswesen. 9

In der Herbstsession 2021 begann der Ständerat mit der Differenzbereinigung bei der
Harmonisierung der Strafrahmen. Dabei schloss er sich in zwei umstrittenen Punkten
dem Nationalrat an. Einerseits verzichtete die Ständekammer nun darauf, den Wortlaut
von Art. 42 StGB anzupassen, sodass bei Ersttäterinnen und Ersttätern mit günstiger
Prognose weiterhin «in der Regel» eine bedingte Strafe verhängt wird und nicht nur
verhängt werden «kann». Die Kommissionsminderheit hätte mit der Änderung den
Entscheidungsspielraum für das Gericht vergrössern wollen, wie deren Vertreter Stefan
Engler (mitte, GR) erklärte. Die Mehrheit beantragte, dem Nationalrat zu folgen und
beim geltenden Recht zu bleiben, weil damit eine Anpassung von 2007 rückgängig
gemacht würde, «obwohl die damalige Praxis betreffend Ersttäter mit der gleichen
Begründung wie heute kritisiert wurde», wie Bundesrätin Karin Keller-Sutter anmerkte.
Mit der Kann-Bestimmung schriebe man nur wieder etwas ins Gesetz, «was schon
damals nicht so funktioniert hat, wie Sie es sich wünschen», kritisierte auch Mathias
Zopfi (gp, GL). Der Entscheid, die Änderung fallen zu lassen, fiel bei 20 zu 20 Stimmen
mit Stichentscheid des Ratspräsidenten Alex Kuprecht (svp, SZ). 
Andererseits stimmte der Ständerat mit 33 zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung dem
Beschluss seiner Schwesterkammer zu, im sogenannten Raserartikel (Art. 90 Abs. SVG)
die Mindeststrafe zu streichen. Dass bei Raserdelikten immer eine Freiheitsstrafe von
mindestens einem Jahr, wenngleich möglicherweise bedingt, ausgesprochen werden
müsse, sei im Vergleich zu anderen Strafrahmen unverhältnismässig. Selbst bei
Vergewaltigungen seien kürzere Strafen möglich, und beim Raserdelikt werde allein die
Gefährdung anderer geahndet, ohne dass es zu einem Unfall mit Verletzten oder Toten
gekommen sei, so die Argumente für die Abschaffung der Mindeststrafe. EJPD-
Vorsteherin Karin Keller-Sutter zeigte sich mit der Begründung einverstanden und
erklärte, der Bundesrat schlage mit der Revision des SVG ebendiese Änderung vor. Sie
hatte den Ständerat allerdings vergebens gebeten, jener vom UVEK erarbeiteten Vorlage
nicht vorzugreifen und die Änderung dort vorzunehmen anstatt bei der
Strafrahmenharmonisierung.
Ebenfalls übernahm die Kantonskammer das Konzept des Nationalrates, das bei Gewalt
und Drohung gegen Behörden und Beamte aus einem zusammengerotteten Haufen
heraus zwischen Gewalt an Personen und Gewalt an Sachen unterscheidet. Wer aus
einer Zusammenrottung heraus Gewalt an Personen verübt, wird künftig mit
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu drei Jahren bestraft. Geldstrafen sind nur noch
bei Gewalt an Sachen möglich, wobei auch hier die Mindeststrafe auf 90 Tagessätze
angehoben wurde (bisher 30). Fest hielt der Ständerat indessen an seinem Beschluss,
dass bei Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte – unabhängig von einer
Zusammenrottung – grundsätzlich eine Freiheitsstrafe auszusprechen sei und
Geldstrafen nur noch in Bagatellfällen möglich sein sollen. Der Nationalrat hatte dies
abgelehnt.
Für erstaunlich umfangreiche Diskussionen sorgte die Parallelität von Geld- und
Freiheitsstrafen, also dass eine Mindestgeldstrafe von beispielsweise 30 Tagessätzen
auch immer eine Mindestfreiheitsstrafe von 30 Tagen bedeutet. Erstaunlich deshalb,
weil sich der Rat bezüglich der Parallelität einig war und nur noch darüber diskutierte,
ob dieser Aspekt ausdrücklich ins Gesetz geschrieben werden muss. Der Nationalrat
hatte nicht gutgeheissen, dass der Ständerat dies im Gesetz explizit festhalten wollte.
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Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter sprach sich gegen die entsprechende Ergänzung
aus; dies sei «nicht nötig, da solche Zweifel weder in der Praxis noch in der Lehre
bestehen». Mit 27 zu 11 Stimmen entschied sich der Ständerat dennoch dafür, diese
Parallelität ausdrücklich niederzuschreiben. Der mit der Mehrheit stimmende Andrea
Caroni (fdp, AR) wunderte sich denn auch etwas schalkhaft über die intensive
Diskussion darüber, «ob man das, worüber man sich ja eigentlich einig ist, jetzt auch ins
Gesetz schreiben soll oder nicht». Mit einigen weiteren kleineren Differenzen übergab
die Ständekammer das Geschäft wieder an den Nationalrat. 10

Weil sich in der Wintersession 2021 beide Räte wenig kompromissbereit zeigten,
mündete die Differenzbereinigung bei der Harmonisierung der Strafrahmen in eine
Einigungskonferenz. Einzig die Differenzen zu den Bancomatensprengungen und zur
Verjährung im Verwaltungsstrafrecht konnten vorher ausgeräumt werden. Bei Ersterem
beugte sich der Ständerat dem Willen seiner Schwesterkammer und stimmte der
Aufnahme einer speziell auf Bancomatensprengungen zugeschnittenen Qualifikation in
Art. 139 StGB zu. Bei Letzterem einigte man sich darauf, die aufgeworfenen Fragen
nicht an dieser Stelle, sondern im Rahmen der vom Bundesrat angekündigten Revision
des Verwaltungsstrafrechts zu klären. Bis zum Schluss umstritten blieben dagegen die
Parallelität von Geld- und Freiheitsstrafen sowie die Strafdrohung für Gewalt und
Drohung gegen Behörden und Beamte. 
Der Ständerat stellte sich auf den Standpunkt, es sei in der juristischen Praxis
unbestritten, dass eine Mindestgeldstrafe von beispielsweise 30 Tagessätzen auch
immer eine Mindestfreiheitsstrafe von 30 Tagen bedeute, weshalb er diese Parallelität
mehrheitlich ausdrücklich im Gesetz festhalten wollte. Die Mehrheit im Nationalrat sah
in dieser Änderung jedoch einen Eingriff in den richterlichen Ermessensspielraum und
lehnte sie deshalb ab. Die Argumentation des Nationalrates bekräftigte die
ständerätliche Mehrheit indessen in ihrer Meinung, dass es wichtig sei, die Parallelität
im StGB niederzuschreiben. Ständerat Andrea Caroni (fdp, AR) befürchtete, wenn man
darauf verzichte, könnte dieser Entscheid künftig dahingehend ausgelegt werden, dass
das Parlament die Parallelität an sich verneint habe, was ja aber nicht der Fall sei –
zumindest nach Ansicht des Ständerates und des Bundesrates. Die Einigungskonferenz
beantragte schliesslich mit 13 zu 11 Stimmen, dem Beschluss des Ständerates zu folgen
und die Parallelität von Mindestgeld- und -freiheitsstrafen explizit im StGB zu
verankern.
Bei Gewalt und Drohungen gegen Behörden und Beamte sprach sich der Ständerat
mehrheitlich für eine Strafverschärfung gegenüber dem geltenden Recht aus, indem er
die Freiheitsstrafe zur Regel machen und Geldstrafen nur noch in Bagatellfällen
zulassen wollte. Eine Verschärfung bei diesem Tatbestand sei nicht zuletzt von
verschiedenen Kantonen gefordert worden, argumentierte Daniel Jositsch (sp, ZH) als
Sprecher der RK-SR. Die Nationalratsmehrheit wollte hingegen am geltenden Recht
festhalten und die Freiheitsstrafe alternativ zur Geldstrafe vorsehen, weil sie auch hier
nicht in den richterlichen Ermessensspielraum eingreifen wollte. Ein Einzelantrag Bregy
(mitte, VS), der einen Konzeptionsfehler in der ständerätlichen Variante korrigierte – in
der ursprünglichen Formulierung des Ständerates hätte in leichten Fällen immer eine
Geldstrafe ausgesprochen werden müssen, während in der korrigierten Version in
leichten Fällen eine Geldstrafe ausgesprochen werden kann –, scheiterte in der grossen
Kammer am Stichentscheid von Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG). Wenig
überraschend war es dann auch diese korrigierte Lösung, die sich in der
Einigungskonferenz durchsetzen konnte.
Der Antrag der Einigungskonferenz wurde im Ständerat mit 35 zu 1 Stimme bei 4
Enthaltungen gutgeheissen, im Nationalrat mit 122 zu 65 Stimmen. Dagegen stellten sich
die Fraktionen der SP und der Grünen. In den Schlussabstimmungen stimmte der
Ständerat dem Entwurf zur Harmonisierung der Strafrahmen sowie jenem zur
Anpassung des Nebenstrafrechts an das geänderte Sanktionenrecht einstimmig (bei 4
bzw. 5 Enthaltungen aus der SVP-Fraktion) zu. Der Nationalrat nahm die
Strafrahmenharmonisierung mit 96 zu 67 Stimmen bei 30 Enthaltungen an, wobei sich
die Ratslinke gegen die ihrer Ansicht nach zu weitgehenden Verschärfungen aussprach
und sich die SVP-Fraktion mehrheitlich der Stimme enthielt, weil sie die Vorlage als
«verwässert» (Andrea Geissbühler/svp, ZH), d.h. zu wenig scharf, ansah. Der zweite
Entwurf zur Anpassung des Nebenstrafrechts passierte die Schlussabstimmung in der
grossen Kammer mit 123 zu 67 Stimmen bei 3 Enthaltungen. 11
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Im Februar 2022 präsentierte die RK-SR ihren Entwurf zur Revision des
Sexualstrafrechts. Sie verzichtete darin auf den in der Vernehmlassung heftig
kritisierten neuen Tatbestand des sexuellen Übergriffs und schlug stattdessen die
Integration desselben in die bestehenden Artikel 189 (sexuelle Nötigung) und 190 StGB
(Vergewaltigung) vor. Künftig sollen von den Artikeln 189 und 190 alle sexuellen
Handlungen erfasst werden, die vorsätzlich oder eventualvorsätzlich gegen den Willen
des Opfers vorgenommen werden. Eine Form der Nötigung – wie sie bis anhin
vorausgesetzt wurde – wird nicht mehr verlangt. Ist eine Nötigung im Spiel, soll es sich
fortan um eine qualifizierte Form der Tatbegehung handeln, für die eine höhere
Mindeststrafe vorgesehen ist als für den Grundtatbestand. Neu soll der Tatbestand der
Vergewaltigung überdies geschlechtsneutral formuliert werden, sodass nicht mehr nur
Frauen betroffen sein können. 
Fest hielt die Kommission indessen an der ebenfalls heftig umstrittenen
Widerspruchslösung («Nein heisst Nein»), die vorsieht, dass sich die Täterin oder der
Täter über den entgegenstehenden Willen des Opfers hinwegsetzen muss. Eine
Minderheit (9 zu 4 Stimmen) sprach sich demgegenüber für die Zustimmungslösung
(«Nur Ja heisst Ja») aus, bei der nicht der entgegenstehende Wille, sondern die
fehlende Einwilligung des Opfers massgebend wäre. Gegenüber dem «Corriere del
Ticino» bedauerte Amnesty International diesen Entscheid der RK-SR: Die
Kommissionsmehrheit habe eine wichtige Gelegenheit verpasst, um die sexuelle
Selbstbestimmung umfassend zu schützen. Mit der Widerspruchslösung werde
weiterhin eine Mitverantwortung auf das Opfer geschoben, indem erwartet werde, dass
es einen Widerspruch äussere, kritisierte die Menschenrechtsorganisation weiter. Die
NZZ kommentierte unterdessen, die Zustimmungslösung wäre rechtlich zwar nicht mit
einer Beweislastumkehr verbunden, würde gesellschaftlich aber wohl eine ähnliche
Wirkung entfalten: Durch übersteigerte Erwartungen erhöhte sie den öffentlichen
Druck auf die Gerichte, Sexualstraftäterinnen und -täter hinter Gitter zu bringen,
sodass «über kurz oder lang auch das ‹Im-Zweifel-für-den-Angeklagten›-Prinzip unter
Druck» geriete.
Des Weiteren sprach sich die Kommission dafür aus, für bestimmte Tathandlungen mit
Kindern unter 12 Jahren neu eine einjährige Mindeststrafe vorzusehen. Ein zusätzlicher,
neuer Tatbestand soll sexuelle Übergriffe im Gesundheitsbereich erfassen, bei denen
das Opfer unter Vorgabe einer medizinischen Indikation über den sexuellen Charakter
einer Handlung getäuscht wird. Der Pornografietatbestand soll dahingehend angepasst
werden, dass sexuelle Handlungen mit Gewalttätigkeiten unter Erwachsenen künftig
nicht mehr erfasst werden. Ebenso wenig sollen sich fortan minderjährige Jugendliche
strafbar machen, wenn sie einvernehmlich von sich selbst pornografische Bilder oder
Videos herstellen, besitzen oder konsumieren. Zudem umfasst der Entwurf einen neuen
Tatbestand für sogenannte Rachepornografie, der das unbefugte Weiterleiten von nicht
öffentlichen sexuellen Inhalten unter Strafe stellt. Indes verzichtete die Kommission
nun auf den im Vorentwurf noch enthaltenen Tatbestand des «Groomings», also des
gezielten Anbahnens sexueller Kontakte mit Minderjährigen bzw. der Planung eines
sexuellen Missbrauchs. Da der versuchte sexuelle Missbrauch bereits heute strafbar sei,
würde dieser Tatbestand auch den «Versuch des Versuchs» unter Strafe stellen, was
nach Ansicht der Kommission zu weit ginge. 12
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In seiner Stellungnahme von Mitte April 2022 begrüsste der Bundesrat den Vorschlag
der RK-SR zur Revision des Sexualstrafrechts. Es werde damit an die gesellschaftlichen
Entwicklungen angepasst. Insbesondere die Tatsache, dass eine Vergewaltigung gemäss
heutigem Wortlaut immer eine Nötigung voraussetze, stosse in der Gesellschaft auf
breites Unverständnis, so die Regierung. In einem Punkt unterstützte der Bundesrat
jedoch die Kommissionsminderheit: Es solle vorerst auf einen Straftatbestand zur
Rachepornografie verzichtet werden, da dieser Vorschlag «erhebliche Unklarheiten»
aufweise, wie er in der Medienmitteilung erklärte. Der Bundesrat anerkannte die
Problematik, wollte den diesbezüglichen Handlungsbedarf jedoch zuerst vertieft im
Zuge laufender Arbeiten zum Cybermobbing prüfen und in einem entsprechenden
Postulatsbericht diskutieren.
Die Grüne Partei und die SP-Frauen zeigten sich enttäuscht über diese Haltung
beziehungsweise über den «Bundesrat ohne Haltung», wie Letztere von der «Republik»
zitiert wurden. Sie kritisierten, dass sich der Bundesrat mit der im Entwurf enthaltenen
Widerspruchslösung («Nein heisst Nein») einverstanden zeigte und sich somit gegen
die «Nur-Ja-heisst-Ja»-Lösung aussprach, welche in der gesellschaftlichen Debatte
breit gefordert werde. 13
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Mitte April 2022 berichtete die Presse über die Ergebnisse einer repräsentativen
Umfrage zu sexuellen Beziehungen, die GfS Bern im März 2022 im Auftrag von Amnesty
International Schweiz durchgeführt hatte. Daraus ging hervor, dass die grosse Mehrheit
der Schweizer Bevölkerung eine Reform des Sexualstrafrechts als angezeigt
erachtete; nur 13 Prozent der Befragten zeigten sich mit den geltenden Normen
zufrieden. Während 45 Prozent der Befragten sich eine Regelung gemäss dem
Zustimmungsprinzip («Nur Ja heisst Ja») wünschten, beurteilten nur 27 Prozent die von
der RK-SR vorgeschlagene Widerspruchslösung («Nein heisst Nein») als ausreichenden
Schutz vor sexualisierter Gewalt. Der Zuspruch zur Zustimmungslösung fiel bei jüngeren
Befragten, Frauen und queeren Personen am höchsten aus. Insgesamt gaben 81 Prozent
der Teilnehmenden an, bereits heute bei jeder sexuellen Handlung sicherzustellen, dass
das Gegenüber damit einverstanden ist. Fast ein Viertel wertete allerdings auch ein
Schweigen als Zustimmung. Von den Männern gaben knapp die Hälfte an, es als
Einwilligung zum Geschlechtsverkehr zu interpretieren, wenn das Gegenüber vorher
einer anderen sexuellen Handlung zugestimmt habe. Ein gutes Drittel der männlichen
Befragten ging auch von einer Einwilligung aus, wenn die Person aufreizend gekleidet ist
und mit dem Befragten geflirtet hat. Bei den befragten Frauen waren diese Ansichten
deutlich weniger verbreitet. Die Presse schlussfolgerte, dass die Veröffentlichung
dieser Ergebnisse den Druck auf die Politik erhöhe, das «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzip
gesetzlich zu verankern. 14
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In der Sommersession 2022 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Revision des
Sexualstrafrechts. Unbestritten war, dass die Reform notwendig sei, weil die geltenden
Normen nicht mehr zeitgemäss seien. Sowohl im Rat als auch in den Medien war
vielerseits von einem «Quantensprung» die Rede. Der Rat trat denn auch ohne
Gegenantrag auf das Geschäft ein. Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter bezeichnete
die Abschaffung des Nötigungselements beim Vergewaltigungstatbestand als
«Meilenstein». Gleichzeitig warnte sie aber davor, zu hohe Erwartungen in diese
Revision zu setzen: Sie sei zwar «ein wichtiger Schritt», werde aber
«Beweisschwierigkeiten bei Sexualdelikten als typische Vieraugendelikte nicht
beseitigen».

Kernpunkt der Revision war die Neufassung der Tatbestände der sexuellen Nötigung
und der Vergewaltigung (Art. 189 und 190 StGB). So war denn auch die Debatte im
Ständerat geprägt von der Frage, wann eine Vergewaltigung eine Vergewaltigung ist bzw.
ob eine sexuelle Handlung strafbar sein soll, wenn sie «gegen den Willen» oder aber
«ohne Einwilligung» der betroffenen Person vorgenommen wird. Während sich der
Bundesrat und die Mehrheit der RK-SR für die Widerspruchslösung aussprachen («Nein
heisst Nein»), wollte eine Minderheit Mazzone (gp, GE) das Zustimmungsprinzip («Nur
Ja heisst Ja») im Gesetz verankern. Einig war man sich weitgehend darin, dass sich die
beiden Varianten in Bezug auf die konkreten Konsequenzen für die Strafrechtspraxis im
Endeffekt kaum unterscheiden. Ob die Staatsanwaltschaft das Nein oder das «Nicht-
Ja» beweisen müsse, letztlich werde in beiden Fällen «das ablehnende Signal» gesucht,
erklärte Andrea Caroni (fdp, AR), der der Kommissionsmehrheit angehörte. Auch wenn
eine Person im Laufe eines sexuellen Kontakts, dem sie anfänglich zugestimmt hat, ihre
Meinung ändere, müsse sich dieser Meinungsumschwung auf irgendeine Weise
manifestieren, also durch ein Nein oder konkludentes ablehnendes Verhalten – etwa
Kopfschütteln, eine abwehrende Geste oder Weinen – zum Ausdruck gebracht werden,
ergänzte Bundesrätin Keller-Sutter. Je nach Situation mutiere die Zustimmungslösung
demnach zur Widerspruchslösung, weshalb Letztere praxisnäher und transparenter sei,
so die Justizministerin. Minderheitsvertreterin Mazzone argumentierte, von der
Widerspruchslösung würden jene Fälle nicht erfasst, in denen das Opfer in einen
Schockzustand gerate und zu jeglicher Äusserung von Widerstand unfähig sei; hier
könne nur auf die fehlende Einwilligung abgestellt werden. Bundesrätin Keller-Sutter
versicherte jedoch, die Fälle von sogenanntem Freezing würden vom
Mehrheitsvorschlag ebenfalls abgedeckt. Wenn das Opfer widerstandsunfähig sei, sei es
entweder durch Einschüchterung oder Drohung in diesen Zustand gebracht worden –
dann liege eine Nötigung vor – oder es sei zwar selbst in diesen Zustand geraten, der
Täter oder die Täterin nutze diesen Umstand aber aus, womit eine Schändung nach Art.
191 StGB vorliege.
Einig waren sich beide Lager wiederum darin, dass sich die beiden Varianten sehr wohl
in der Symbolik unterschieden, die die Strafnorm an die Gesellschaft aussende. Lisa
Mazzone fragte rhetorisch, ob es denn nicht in der Verantwortung der sexuell
handelnden Person liege, sich im Zweifelsfall über den Willen des passiven Gegenübers
zu erkundigen; sonst gehe die handelnde Person eben das Risiko ein, eine Straftat zu
begehen. Gemäss Eva Herzog (sp, BS) bringe das Prinzip «Nur Ja heisst Ja» zum
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Ausdruck, dass sich bei Sexualkontakten zwei Menschen auf Augenhöhe begegnen. Die
Grundeinstellung, dass Frauen oft Nein sagten, aber schon Ja meinten, sei immer noch
verbreitet und es gehe «um eine Veränderung der Bilder in den Köpfen». Die
Kommissionsmehrheit sah es indes nicht als Aufgabe des Strafrechts, die Gesellschaft
zu erziehen. Deren Mitglied Beat Rieder (mitte, VS) befürchtete gar eine «falsche
Kriminalisierung der Sexualität», indem sexuelle Kontakte grundsätzlich als strafbar
angesehen würden, ausser das Gegenüber habe zugestimmt. Die Widerspruchslösung
gehe hingegen davon aus, dass sexuelle Kontakte «in aller Regel im gegenseitigen
Einverständnis» erfolgten und verkörpere damit eine «positive Sichtweise auf die
Sexualität». Mit 25 zu 18 Stimmen sprach sich der Ständerat für die Variante der
Kommissionsmehrheit und damit für «Nein heisst Nein» aus. Ein Einzelantrag Gmür-
Schönenberger (mitte, LU), der die Widerspruchslösung anders formulieren wollte, um
das Freezing deutlicher zu erfassen, scheiterte mit 23 zu 10 Stimmen bei 10
Enthaltungen.

In einem zweiten Schritt befasste sich die Kantonskammer mit der Abschaffung des
Nötigungselements in den beiden Tatbeständen von Art. 189 und 190 StGB. Die
Kommission schlug dazu ein Kaskadenprinzip vor: Der Grundtatbestand im jeweiligen
Absatz 1 deckt demnach sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person ab. Wird
das Opfer genötigt, kommt dies gemäss Absatz 2 erschwerend hinzu. Absatz 3 regelt die
zusätzliche Erschwernis der Grausamkeit sowie des Einsatzes einer gefährlichen Waffe
oder eines gefährlichen Gegenstandes. Werner Salzmann (svp, BE) brachte indessen mit
einem Einzelantrag den Vorschlag aus dem Vernehmlassungsentwurf wieder aufs Tapet.
Dieser hatte für sexuelle Übergriffe ohne Nötigung einen eigenen Tatbestand
vorgesehen, während das Nötigungselement bei den Tatbeständen der sexuellen
Nötigung und der Vergewaltigung erhalten bleiben sollte. Salzmann gab zu bedenken,
dass es ein falsches Signal an die Gesellschaft aussenden würde, wenn unter der
Bezeichnung «Vergewaltigung» künftig noch geringere Strafen ausgesprochen würden –
«[w]ir haben jetzt schon lächerlich milde Strafen für Vergewaltigungen» –, weil auch
Verletzungen der sexuellen Integrität ohne Nötigung hierunter subsumiert würden.
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) und Bundesrätin Keller-Sutter hielten dem
entgegen, dass dieses Konzept in der Vernehmlassung auf breite Kritik gestossen war,
weil damit «eine Art unechte oder minderwertige Vergewaltigung» geschaffen würde,
wie es die Justizministerin ausdrückte. Mit 39 zu 4 Stimmen befürwortete der Ständerat
die Kaskadenlösung klar.
Weiter diskutierte die Ständekammer die Höhe der Strafen für die neu gefassten
Tatbestände der sexuellen Nötigung und der Vergewaltigung. Mit mehreren
Einzelanträgen wollte Werner Salzmann die Mindeststrafen für verschiedene
Tatbestände erhöhen, blieb damit aber chancenlos. Die grosse Mehrheit der kleinen
Kammer wollte den Ermessensspielraum der Gerichte nicht zu stark einschränken, weil
stets auch der denkbar mildeste Fall adäquat bestraft werden können müsse. Eine
Minderheit Engler (mitte, GR) beantragte gegenüber der Kommissionsmehrheit eine
höhere Mindeststrafe für Vergewaltigung mit Nötigung (neu Art. 190 Abs. 2 StGB). Die
Kommissionsmehrheit hatte hier mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe vorgesehen. Die
Minderheit Engler forderte mindestens zwei Jahre Freiheitsstrafe, damit hier keine
bedingten Strafen ausgesprochen werden können. Diesen Minderheitsantrag hiess der
Ständerat mit 23 zu 20 Stimmen gut.

Am zweiten Tag der Behandlung stimmte die Kantonskammer mit 37 zu 6 Stimmen dem
Antrag ihrer Kommissionsmehrheit zu, mit Art. 197a einen neuen Tatbestand für
Rachepornografie im StGB zu verankern. Dieser stellt das unbefugte Weiterleiten von
nicht öffentlichen sexuellen Inhalten unter Strafe. Der Bundesrat hatte vergeblich für
dessen Ablehnung plädiert. Er hätte zuerst den genauen Handlungsbedarf abklären
wollen, was er im Bericht zum Postulat 21.3969 zu tun im Begriff sei, wie Bundesrätin
Keller-Sutter erläuterte.
Mit einem ebenfalls neuen Art. 197b wollte Isabelle Chassot (mitte, FR) zudem das
Grooming, also das Anbahnen sexueller Kontakte mit Minderjährigen, unter Strafe
stellen. Die Kommission hatte nach der Vernehmlassung in ihrem Entwurf auf einen
solchen Artikel verzichtet, weil die versuchte sexuelle Handlung mit einem Kind oder die
versuchte Herstellung von Kinderpornografie bereits strafbar seien, wie Bundesrätin
Keller-Sutter anmerkte. Jemanden zu bestrafen, der noch nicht einmal einen Versuch
unternommen habe, wäre ein «Sündenfall im Strafrecht», urteilte Kommissionsmitglied
Daniel Jositsch (sp, ZH). Die Ständekammer lehnte den Antrag Chassot mit 21 zu 18
Stimmen bei 4 Enthaltungen schliesslich ab.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die Vorlage einstimmig an. Angesichts
der lauten gesellschaftlichen Forderungen nach einer «Nur-Ja-heisst-Ja»-Regelung im
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Sexualstrafrecht wurde der Entscheid des Ständerats in den Medien ausführlich
kommentiert und auch kritisiert. Das enttäuschte Lager setzte die Hoffnung nun in den
Nationalrat. 15

Der Nationalrat beugte sich in der Wintersession 2022 als Zweitrat über die Revision
des Sexualstrafrechts. Wie bereits in der Ständekammer wurde das Ziel des
Revisionsprojekts, das in die Jahre gekommene Sexualstrafrecht an die veränderten
gesellschaftlichen Wertvorstellungen anzupassen, auch im Nationalrat allseits begrüsst.
Eintreten war somit unbestritten.

Die Debatte um den umstrittensten Punkt der Vorlage, die Modellwahl zwischen «Nur Ja
heisst Ja» und «Nein heisst Nein», fand in der grossen Kammer im Vergleich zum
Ständerat unter umgekehrten Vorzeichen statt: Während sich in der Kantonskammer
eine Minderheit der Kommission erfolglos für die Zustimmungslösung ausgesprochen
hatte, beantragte im Nationalrat die Mehrheit der vorberatenden Rechtskommission
die Verankerung des «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzips im Strafgesetzbuch. Gemäss
Kommissionssprecherin Patricia von Falkenstein (ldp, BS) wolle man damit klar zum
Ausdruck bringen, «dass einvernehmliche sexuelle Handlungen im Grundsatz immer auf
der Einwilligung der daran beteiligten Personen beruhen sollen» und «dass
Geschlechtsverkehr ohne Einwilligung als Vergewaltigung betrachtet wird». Mit der
Zustimmungslösung solle bei der Aufklärung von Sexualdelikten zudem mehr das
Verhalten des Täters oder der Täterin in den Fokus rücken, und nicht die Frage, ob und
wie sich das Opfer gewehrt habe. Letzteres solle sich nicht schuldig fühlen, wenn es
nicht in ausreichendem Mass Widerstand geleistet habe. Demgegenüber fordere die
«Nein heisst Nein»-Lösung vom Opfer weiterhin einen zumutbaren Widerstand.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter argumentierte hingegen, dass das Widerspruchsprinzip
klarer sei. Jemand könne auch aus Angst oder Unsicherheit Ja sagen, ohne dies
tatsächlich zu wollen, wohingegen ein explizites oder stillschweigendes Nein – etwa
eine ablehnende Geste oder Weinen – nicht als Zustimmung missverstanden werden
könne. Über ein geäussertes Nein könne das Opfer im Strafverfahren allenfalls
aussagen, über ein fehlendes Ja jedoch nicht, denn einen Negativbeweis gebe es nicht,
ergänzte Philipp Matthias Bregy (mitte, VS), der mit seiner Minderheit ebenfalls für
«Nein heisst Nein» eintrat. Wie schon im Ständerat herrschte derweil auch im
Nationalrat weitgehende Einigkeit, dass der Unterschied zwischen den beiden
Varianten juristisch gesehen «verschwindend klein» sei, wie es Tamara Funiciello (sp,
BE) ausdrückte, und es vor allem um Signale gehe. Während die Advokatinnen und
Advokaten der Zustimmungslösung darin eine gesellschaftliche Haltung sahen, die die
sexuelle Selbstbestimmung betone, erachteten die Befürworterinnen und Befürworter
der Widerspruchslösung das Strafrecht nicht als den richtigen Ort für Symbolik – so
fasste Christa Markwalder (fdp, BE) die Positionen in ihrer gespaltenen Fraktion
zusammen. Als eine Art Mittelweg bewarb eine Minderheit Nidegger (svp, GE)
unterdessen die im Ständerat gescheiterte Umformulierung des Widerspruchsprinzips.
Diese wollte durch die explizite Nennung von verbaler und nonverbaler Ablehnung die
Fälle von sogenanntem Freezing – wenn das Opfer in einen Schockzustand gerät und
dadurch widerstandsunfähig ist – besser abdecken. Bundesrätin Karin Keller-Sutter
betonte indes, auch mit der Widerspruchslösung seien Freezing-Fälle abgedeckt und
die Minderheit Nidegger bringe somit keinen Mehrwert. Die Minderheit Nidegger
unterlag der «Nein-heisst-Nein»-Lösung wie vom Bundesrat vorgeschlagen denn auch
deutlich mit 118 zu 64 Stimmen bei 8 Enthaltungen. Ebenso chancenlos blieb die
Minderheit Reimann (svp, SG), die statt dem vorgesehenen Kaskadenprinzip in Art. 189
und 190 StGB – einer Definition des Grundtatbestands ohne Nötigung (Abs. 1), wobei
Nötigung sowie Grausamkeit als zusätzliche Erschwernisse in den Absätzen 2 und 3
aufgeführt werden – einen eigenen Tatbestand für Verletzungen der sexuellen Integrität
ohne Nötigung schaffen wollte, sodass das Nötigungselement in den Tatbeständen der
sexuellen Nötigung und der Vergewaltigung erhalten bliebe. Dieses Konzept war
allerdings bereits in der Vernehmlassung harsch kritisiert worden. «Nur Ja heisst Ja»
setzte sich schliesslich mit 99 zu 88 Stimmen bei 3 Enthaltungen gegen «Nein heisst
Nein» durch. Zum Durchbruch verhalfen der Zustimmungslösung neben den
geschlossen dafür stimmenden Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP
Minderheiten aus der FDP- und der Mitte-Fraktion sowie SVP-Nationalrätin Céline
Amaudruz (svp, GE).

Neben der Modellwahl diskutierte die grosse Kammer auch die Strafrahmen
ausführlich. Hier hielt sie sich mit einer Ausnahme überall an die Vorschläge ihrer
Kommissionsmehrheit und lehnte zahlreiche Minderheitsanträge aus den Reihen der
SVP- und der Mitte-Fraktion ab, die schärfere Strafen forderten. Härtere Sanktionen
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seien ursprünglich das Ziel der Strafrahmenharmonisierung gewesen, wovon auch die
vorliegende Revision Teil sei, argumentierte Barbara Steinemann (svp, ZH). Solange
«Belästiger mit symbolischen Strafen aus dem Gerichtssaal davonlaufen» könnten, sei
auch die Zustimmungslösung nur ein «Ablenkungsmanöver», warf sie der Ratsmehrheit
vor. Letztere wollte allerdings den Ermessensspielraum der Gerichte nicht
einschränken. Es wurde befürchtet, dass die Gerichte sonst höhere Massstäbe an die
Beweiswürdigung setzen könnten und es damit zu weniger Verurteilungen kommen
könnte. Eine Mindeststrafe müsse immer «auch den denkbar leichtesten Fall
abdecken», mahnte Justizministerin Keller-Sutter. Einzig bei der Vergewaltigung mit
Nötigung – dem neuen Art. 190 Abs. 2, der im Grundsatz dem heutigen
Vergewaltigungstatbestand entspricht – folgte der Nationalrat mit 95 zu 90 Stimmen bei
5 Enthaltungen der Minderheit Steinemann und übernahm die bereits vom Ständerat
vorgenommene Verschärfung. Damit beträgt die Mindeststrafe für diesen Tatbestand
neu zwei Jahre Freiheitsstrafe, Geldstrafen sowie bedingte Strafen sind demnach
ausgeschlossen. Vergewaltigerinnen und Vergewaltiger müssen damit künftig zwingend
ins Gefängnis. Bisher betrug die Mindeststrafe für Vergewaltigung ein Jahr
Freiheitsstrafe, wobei diese auch (teil-)bedingt ausgesprochen werden konnte.

In einem zweiten Block beriet die Volkskammer noch diverse weitere Anliegen im
Bereich des Sexualstrafrechts. Die Forderung einer Minderheit Funiciello, dass
verurteilte Sexualstraftäterinnen und -täter obligatorisch ein Lernprogramm
absolvieren müssen, wie dies bei häuslicher Gewalt oder Pädokriminalität bereits der
Fall ist, wurde mit 104 zu 85 Stimmen abgelehnt. Da die Art des Delikts nicht
berücksichtigt würde, handle es sich um eine «undifferenzierte Massnahme», so
Kommissionssprecherin von Falkenstein. Mit 98 zu 84 Stimmen bei 7 Enthaltungen
sprach sich der Nationalrat indessen dafür aus, die Altersgrenze für die
Unverjährbarkeit von Sexualverbrechen auf 16 Jahre anzuheben. Bislang lag diese bei 12
Jahren, wie es bei der Umsetzung der Unverjährbarkeitsinitiative festgelegt worden war.
Die Mehrheit argumentierte, so falle die Grenze für die Unverjährbarkeit mit dem Alter
der sexuellen Mündigkeit zusammen. Den neuen Tatbestand der Rachepornografie
hiess die grosse Kammer stillschweigend gut, verfrachtete ihn aber in einen anderen
Artikel innerhalb des StGB. Anders als der Ständerat nahm der Nationalrat
stillschweigend auch einen Tatbestand für Grooming ins Gesetz auf. In der
Vernehmlassung sei dieser Vorschlag sehr positiv aufgenommen worden, erklärte die
Kommissionssprecherin. Das Anliegen einer Minderheit von Falkenstein, sexuelle
Belästigung nicht nur in Form von Wort, Schrift und Bild zu bestrafen, sondern auch
andere sexuell konnotierte Verhaltensweisen – beispielsweise Gesten oder Pfiffe –
unter Strafe zu stellen, scheiterte mit 96 zu 93 Stimmen knapp. Bundesrätin Karin
Keller-Sutter warnte vor einer «uferlosen Strafbarkeit», da mit der geforderten
Ergänzung die Grenze zwischen strafbarem und straflosem Verhalten unklar wäre.
Ebenfalls abgelehnt wurde ein Einzelantrag von Léonore Porchet (gp, VD), die ein
Offizialdelikt für sexuelle Belästigungen im öffentlichen Raum einführen wollte. Die
betroffene Person solle selbst entscheiden können, ob sie eine Strafverfolgung
wünsche oder an ihrer Privatsphäre festhalten möchte, argumentierte Justizministerin
Keller-Sutter dagegen.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 127 zu 58 Stimmen bei
5 Enthaltungen an. Mit der Ausnahme von Céline Amaudruz stellte sich die SVP-Fraktion
geschlossen dagegen. Sie wurde von einigen Stimmen aus der Mitte-Fraktion
unterstützt, aus der auch die Enthaltungen stammten. Das Ergebnis war Ausdruck der
Enttäuschung des rechtsbürgerlichen Lagers über die ablehnende Haltung des Rats
gegenüber Strafverschärfungen. SVP-Vertreterin Steinemann hatte schon in der
Eintretensdebatte angekündigt, dass ihre Fraktion die Vorlage ablehnen werde, «sofern
nicht deutlich schärfere Sanktionen resultieren». 16

Nachdem beide Parlamentskammern die Revision des Sexualstrafrechts je einmal
beraten hatten, schienen die Differenzen maximal. Die Gretchenfrage war, wie sexuelle
Nötigung und Vergewaltigung neu definiert werden sollen. Während der Ständerat als
Erstrat beschlossen hatte, dass sexuelle Handlungen «gegen den Willen» der
betroffenen Person strafbar sein sollen («Nein heisst Nein»), hatte sich der Nationalrat
als Zweitrat für die Formulierung «ohne Einwilligung» und damit für das ebenso
lautstark geforderte wie umstrittene «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzip ausgesprochen. 

In der Frühjahrssession 2023 begann der Ständerat also mit der Differenzbereinigung.
Seine Kommission schlug ihm einstimmig vor, an der «Nein-heisst-Nein»-Lösung
festzuhalten, sie aber um den Zusatz zu ergänzen, dass nicht nur bestraft wird, wer
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gegen den Willen einer Person eine sexuelle Handlung vornimmt oder vornehmen lässt,
sondern auch, wer dazu einen Schockzustand der betroffenen Person, das sogenannte
Freezing, ausnützt. Damit habe man der grossen Kontroverse um das «Nein-heisst-
Nein»-Prinzip Rechnung getragen, ob davon auch jene Fälle erfasst würden, in denen
das Opfer in einen Schockzustand falle und infolgedessen widerstandsunfähig sei,
erklärte Kommissionssprecher Carlo Sommaruga (sp, GE). Selbst jene Mitglieder der
Kommission, die den «Nur-Ja-heisst-Ja»-Grundsatz bevorzugt hätten, hätten sich
pragmatisch hinter diesen Kompromissvorschlag gestellt, betonte er. So erklärte auch
Lisa Mazzone (gp, GE), die bei der ersten Behandlung noch die Minderheit für «Nur Ja
heisst Ja» vertreten hatte, ihre Unterstützung für den Kompromiss. Der Wert eines
Gesetzesentwurfs messe sich nicht an der Symbolik, sondern an den Resultaten, sagte
sie. Bezüglich der Resultate – sie nannte etwa die Anerkennung der Opfer und den
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung – sei die vorgeschlagene Lösung ein wichtiger
Fortschritt, gar «einer der grossen Erfolge dieser Legislatur». Lob erhielt der Vorschlag
ebenso von Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider. Ohne jegliche Dissonanzen
stimmte der Ständerat dem Kompromissvorschlag seiner Kommission stillschweigend
zu.

Deutlich weniger harmonisch verlief die Festlegung der Strafrahmen für
Vergewaltigung. Als Erstes stand hier zur Debatte, ob bei Vergewaltigung weiterhin
Geldstrafen möglich sein sollen oder nicht. Carlo Sommaruga plädierte im Namen der
Kommissionsmehrheit für die Beibehaltung der Geldstrafe. Da der Grundtatbestand der
Vergewaltigung (Art. 190 Abs. 1 StGB) neu keine Nötigung mehr voraussetze, umfasse der
Tatbestand der Vergewaltigung künftig auch weniger schwerwiegende Fälle als bisher.
Eine Strafverschärfung sei daher nicht angezeigt, wenn nicht sogar schädlich: Die
Gerichte könnten dadurch versucht sein, eher den Tatbestand der sexuellen Nötigung
gemäss Art. 189 StGB anzuwenden, um keine unverhältnismässige Strafe verhängen zu
müssen. Eine Minderheit Jositsch (sp, ZH) wollte dagegen dem Nationalrat folgen und
die Geldstrafe streichen. Die «‹harmloseste› Form von Vergewaltigung» sei auch in der
neuen Definition immer noch ein Eindringen in den Körper gegen den Willen einer
Person, und dies könne nicht mit einer Geldstrafe abgegolten werden, so Jositsch.
Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider wandte ein, es sei «nicht
nachvollziehbar», weshalb die Geldstrafe nur beim Grundtatbestand der
Vergewaltigung, nicht aber bei der qualifizierten sexuellen Nötigung – d.h. unter
Anwendung von Gewalt oder Drohung – gestrichen werden soll. Eine abgenötigte
sexuelle Handlung müsste aus ihrer Sicht härter bestraft werden als eine Vergewaltigung
ohne Nötigung. Diese «Verzerrung» laufe dem Ziel der Strafrahmenharmonisierung
zuwider, mahnte sie. Der Ständerat folgte mit 26 zu 13 Stimmen dennoch der
Minderheit Jositsch und schloss sich dem Beschluss des Nationalrats an. Damit wird
Vergewaltigung in jedem Fall mit Freiheitsstrafe – allerdings ohne festgelegte
Mindestdauer – sanktioniert.
Zweitens stand die Frage im Raum, ob bei qualifizierter Vergewaltigung (Art. 190 Abs. 2
StGB) – d.h. Vergewaltigung, bei der das Opfer genötigt wurde – bedingte Strafen
möglich sein sollen oder nicht. Der Ständerat hatte als Erstrat in diesem Absatz eine
Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren festgeschrieben und mit dieser Mindestdauer
ausgeschlossen, dass die Strafe bedingt ausgesprochen werden kann. Der Nationalrat
war diesem Beschluss gefolgt. Die knappe Mehrheit der RK-SR, die im Erstrat
unterlegen war, stand nicht hinter diesem Entscheid und beantragte ihrem Rat mit
Stichentscheid von Präsident Sommaruga, zum ursprünglichen Entwurf zurückzukehren.
Dieser sah wie das geltende Recht eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr vor.
Da der neue Tatbestand der qualifizierten Vergewaltigung im Wesentlichen dem
heutigen Vergewaltigungstatbestand entspreche, sei die Verdopplung der Mindeststrafe
nicht gerechtfertigt, so Sommaruga. Der Bundesrat unterstützte den Antrag der
Kommissionsmehrheit. Verglichen mit anderen Tatbeständen mit ebenfalls einjähriger
Mindeststrafe, etwa Totschlag oder schwerer Körperverletzung, sei diese auch bei
Vergewaltigung als angemessen zu betrachten, erklärte Justizministerin Baume-
Schneider. Ausserdem sei zu befürchten, dass sich mit der höheren Mindeststrafe «für
die Gerichte auch der Massstab bei der Beweiswürdigung verschiebt», sodass sie eine
Nötigung an strengere Bedingungen knüpfen würden als heute. Eine Minderheit um
Beat Rieder (mitte, VS) wollte indes am Beschluss der zweijährigen Mindeststrafe
festhalten. Er verwies darauf, dass eine unbedingt ausgefällte Gefängnisstrafe auch
teilbedingt abgesessen werden könne, unterlag in der Abstimmung aber äusserst knapp.
Die Kantonskammer vollzog die Kehrtwende zurück zur einjährigen Mindeststrafe für
qualifizierte Vergewaltigung mit 20 zu 19 Stimmen.

Für Diskussionsbedarf sorgte ferner die im Nationalrat abgelehnte Forderung nach
Präventionsprogrammen für Sexualstraftäterinnen und -täter. Im Gegensatz zum
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Obligatorium, das in der grossen Kammer zur Debatte gestanden hatte, schlug die RK-
SR ihrem Rat nun aber eine Kann-Bestimmung vor: Das Gericht soll
Sexualstraftäterinnen und -täter verpflichten können – aber nicht müssen –, ein
Lernprogramm gegen sexualisierte Gewalt oder eine Gewaltberatung zu absolvieren.
Ohne Gegenantrag stimmte die Kantonskammer diesem Vorschlag stillschweigend zu.
Eine weitere Differenz hatte der Nationalrat geschaffen, indem er die Altersgrenze für
die Unverjährbarkeit von Sexualstraftaten an Kindern von den geltenden 12 Jahren auf
16 Jahre anhob. Wie Berichterstatter Sommaruga erklärte, war die ständerätliche
Rechtskommission aber der Ansicht, dass diese Änderung nicht dem Volkswillen
entspreche, da die Unverjährbarkeitsinitiative, die am Ursprung dieser Bestimmung
stand, explizit die Unverjährbarkeit von Sexualstraftaten an Kindern vor der Pubertät
gefordert habe. Sie beantragte ihrem Rat deshalb, an der bestehenden Regelung
festzuhalten, was dieser auch stillschweigend tat. Ebenso stillschweigend hielt die
kleine Kammer an ihren Beschlüssen zum sogenannten Revenge Porn und zum
Grooming fest. Die Rachepornografie wollten im Grundsatz beide Parlamentskammern
unter Strafe stellen, wobei sie sich aber über die Formulierung und die Platzierung der
Bestimmung innerhalb des Strafgesetzbuchs nicht einig waren. Einen Tatbestand zum
Grooming lehnte der Ständerat nach wie vor ab, da man sich damit gefährlich nahe an
die Strafbarkeit der Absicht – und nicht mehr einer Handlung oder
Vorbereitungshandlung – heran bewege, wie der Kommissionssprecher ausführte. Das
Geschäft geht damit zurück an den Nationalrat.

In der Presse wurde der Entscheid des Ständerates für die «Nein-heisst-Nein»-Lösung
unter Berücksichtigung des sogenannten Freezings als nonverbales Nein als
Befreiungsschlag und als Durchbruch in der Revision des Sexualstrafrechts
interpretiert. «Der Nationalrat dürfte diesem Kompromiss im Juni zustimmen»,
orakelte der «Blick» und titelte: «Funiciello hat ihren grössten Kampf gewonnen». Die
«Republik» verkündete, das Parlament habe «endlich eine Lösung für die
Modernisierung des Sexualstrafrechts gefunden» und zog Bilanz zu dieser
«feministischen Erfolgsgeschichte». «Was aussieht wie ein Kompromiss, ist eine kleine
Revolution», proklamierte das Onlinemagazin. 17

Zu Beginn der Sommersession 2023 lag der Ball in der Differenzbereinigung bei der
Revision des Sexualstrafrechts beim Nationalrat. Die Volkskammer hatte sich noch mit
vier grösseren Streitpunkten zu befassen. Erstens ging es um die Modellwahl
(Zustimmungs- oder Widerspruchslösung) bei den Tatbeständen der sexuellen Nötigung
und der Vergewaltigung. Es standen sich der Antrag der Kommissionsmehrheit, dem
Kompromissvorschlag des Ständerates zuzustimmen, und ein Minderheitsantrag
Bellaiche (glp, ZH), am «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzip festzuhalten, gegenüber. Der
Vorschlag des Ständerates beruhe auf der «Nein-heisst-Nein»-Lösung und damit auf
der Vermutung, «dass jeder Mensch, jede Frau vornehmlich und jederzeit zu einer
Sexualhandlung gewillt ist», kritisierte Bellaiche. Sie erachtete es als falsch, dass es an
der Person liege, die gerade nicht zu Sex gewillt ist, dies kundzutun. Auch Tamara
Funiciello (sp, BE), als eine der prominentesten Verfechterinnen der
Zustimmungslösung, betonte einmal mehr, «dass der Körper von Menschen kein
Selbstbedienungsladen ist – es sollte selbstverständlich sein, dass man fragt, bevor man
ihn berührt». Gleichzeitig zeigte sie sich dessen bewusst, dass die Zustimmungslösung
diesmal wohl keine Mehrheit mehr finden würde und lobte «den wichtigen und grossen
Fortschritt», den auch die erweiterte «Nein-heisst-Nein»-Lösung des Ständerates
bringe. Während sich die Fraktionen der SP, der GLP und der Grünen noch einmal für
«Nur Ja heisst Ja» aussprachen, unterstützte die bürgerliche Ratsmehrheit die
Kompromisslösung des Ständerates. Mit 105 zu 74 Stimmen bei 11 Enthaltungen wurde
diese zentrale Frage entschieden. Somit sind sexuelle Handlungen künftig strafbar,
wenn sie gegen den Willen einer Person vorgenommen werden – bzw. vorgenommen
werden lassen – oder wenn zu diesem Zweck ein Schockzustand der betreffenden
Person ausgenützt wird (neu Art. 189 Abs. 1 und Art. 190 Abs. 1 StGB). Wie Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider zusammenfasste, werde der Schockzustand damit «einer
abwehrenden nonverbalen Willensäusserung gleichgestellt». Eine Vertreterin von
Amnesty International Schweiz bezeichnete diesen Entscheid gegenüber «24 heures»
als «Sieg für die Menschenrechte in der Schweiz».
Zweitens bestand beim Strafmass für Vergewaltigung mit Nötigung (neu Art. 190 Abs. 2
StGB) noch Diskussionsbedarf. Die Kommissionsmehrheit beantragte auch hier, dem
Ständerat zu folgen. Dieser hatte sich in der letzten Beratung für eine Mindeststrafe von
einem Jahr Freiheitsstrafe ausgesprochen. Eine Minderheit Bellaiche wollte hingegen
am früheren Entscheid zu einer Mindeststrafe von mehr als zwei Jahren festhalten,
womit bedingte Strafen ausgeschlossen wären. Es gehe hier «um die tiefsten Abgründe
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menschlicher Verachtung», so die GLP-Nationalrätin, die an den Rat appellierte:
«Solche Gewaltverbrechen verdienen keine bedingten Strafen!»
Kommissionssprecherin Patricia von Falkenstein (ldp, BS) warnte indes davor, dass sich
bei einer solchen Verdopplung der Mindeststrafe – im geltenden Recht ist die
Mindeststrafe für Vergewaltigung ebenfalls bei einem Jahr Freiheitsstrafe angesetzt –
der Massstab der Gerichte bei der Beweiswürdigung verschieben und eine Nötigung an
strengere Bedingungen als heute geknüpfen werden könnte. Der Nationalrat bestätigte
mit 99 zu 89 Stimmen bei 3 Enthaltungen die einjährige Mindeststrafe und räumte
damit auch diese Differenz aus. Für die unterlegene Minderheit Bellaiche votierten die
geschlossen stimmenden Fraktionen der GLP und der SVP sowie die grosse Mehrheit
der Mitte-Fraktion, während die Fraktionen der SP, der Grünen und der FDP den
Mehrheitsantrag guthiessen.
Drittens legte die Volkskammer die Altersgrenze für die Unverjährbarkeit von sexuellen
Handlungen mit Kindern fest. In der letzten Beratung hatte sie beschlossen, diese von
aktuell 12 auf neu 16 Jahre anzuheben, was der Ständerat daraufhin aber abgelehnt
hatte. Die Minderheit Bellaiche, die am Entscheid zur Erhöhung festhalten wollte,
unterlag diesmal mit 97 zu 91 Stimmen bei 3 Enthaltungen, wobei sich die Fraktionen
gleich positionierten wie bei der Erhöhung der Mindeststrafe. Damit bleiben
Sexualstraftaten nur unverjährbar, wenn sie an Kindern unter 12 Jahren begangen
wurden, wie es bei der Umsetzung der Unverjährbarkeitsinitiative beschlossen worden
war.
Viertens debattierte der Nationalrat den neuen Tatbestand der Rachepornografie.
Während Einigkeit darüber bestand, dass dieses Verhalten strafbar sein sollte, war
umstritten, an welcher Stelle der Tatbestand ins Strafgesetzbuch integriert werden und
was er genau erfassen sollte. Die Kommissionsmehrheit wollte an der Version, die der
Nationalrat bei der letzten Beratung angenommen hatte, festhalten. Diese sah die
Strafbarkeit des unbefugten Zugänglichmachens nicht nur für sexuelle, sondern auch
für andere anstössige, peinliche oder in anderer Weise kompromittierende Inhalte vor
und reihte den Tatbestand darum in die strafbaren Handlungen gegen die Ehre und den
Geheim- oder Privatbereich ein. Demgegenüber beantragte eine Minderheit Mahaim
(gp, VD) Zustimmung zum Beschluss des Ständerates, der die Strafbarkeit auf das
unbefugte Weiterleiten von sexuellen Inhalten beschränken wollte und den Tatbestand
deshalb den strafbaren Handlungen gegen die sexuelle Integrität zurechnete. Der
Minderheitsvertreter bezeichnete die enger gefasste Formulierung des Ständerates als
hinreichend klar und präzise, während er bei der allgemeineren Formulierung des
Nationalrates zu bedenken gab, dass die Grenze des strafbaren Handelns nicht mehr
klar sei. Die grosse Kammer folgte mit 148 zu 42 Stimmen bei 2 Enthaltungen der
Minderheit Mahaim und räumte auch diese Differenz aus. Der breiter gefasste
Tatbestand stiess nur bei der geschlossen stimmenden SP-Fraktion und einigen
Ratsmitgliedern aus der Mitte-Fraktion auf Anklang.
Im Ständerat durchgefallen war überdies das Bestreben des Nationalrats, einen neuen
Straftatbestand für Cybergrooming einzuführen. Auf Antrag seiner einstimmigen
Kommission hielt der Nationalrat jedoch stillschweigend an seinem Entscheid fest, das
Anbahnen von sexuellen Kontakten mit Kindern als eigenen Tatbestand ins
Strafgesetzbuch aufzunehmen. Ebenso stillschweigend beharrte der Nationalrat auf
dem Obligatorium für Lernprogramme für Sexualstraftäterinnen und -täter. Die
Kantonskammer hatte hier eine Kann-Vorschrift bevorzugt. Mit diesen zwei
verbleibenden inhaltlichen Differenzen ging die Vorlage wieder an den Ständerat. 18

Der Ständerat hatte sich in der Sommersession 2023 noch mit  zwei inhaltlichen
Differenzen bei der Revision des Sexualstrafrechts zu beschäftigen. Mit der gleichen
Argumentation wie seit Beginn der Beratungen erteilte dieser dem Tatbestand für
Cybergrooming erneut eine Absage. Ebenso stillschweigend folgte er seiner
Kommission in der Frage der Lernprogramme, die das Obligatorium nach wie vor
ablehnte. Stattdessen schlug sie vor, dass die Richterinnen und Richter bei jeder
Straftat gegen die sexuelle Integrität zwingend prüfen müssen, ob die Täterin oder der
Täter zur Teilnahme an einem Lernprogramm verpflichtet werden soll. Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider unterstützte diese Lösung, da ein Lernprogramm nicht bei
allen Täterinnen und Tätern erfolgversprechend sei; ohne ein «Minimum an Verständnis
und Zusammenarbeit» bringe es schlicht nicht den gewünschten Nutzen. Zudem sollen
Verfahren wegen sexueller Belästigung – nicht aber wegen schwererer Sexualdelikte –
eingestellt werden, wenn der Täter oder die Täterin ein Lernprogramm vollständig
absolviert hat. Eine der sexuellen Belästigung beschuldigte Person kann demnach also
entscheiden, ob sie die Verpflichtung zu einem Lernprogramm akzeptiert – womit dann
das Verfahren ohne Urteil eingestellt wird – oder ob sie ins Gerichtsverfahren geht, das
mit einem Schuld- oder Freispruch endet. In diesem Zusammenhang kam die Frage auf,
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was mit allfälligen Zivilforderungen des Opfers – z.B. Kosten für psychologische oder
psychiatrische Behandlung – geschehen sollte. Nach einem Urteil könnte das Opfer
solche Entschädigungsforderungen auf dem Zivilweg geltend machen, nicht jedoch
nach einer Verfahrenseinstellung, da eine solche juristisch gesehen kein
verfahrenserledigender Entscheid sei, stellte Beat Rieder (mitte, VS) fest. Er beantragte
deshalb, den einschlägigen Artikel dahingehend anzupassen, dass die
Staatsanwaltschaft gleichzeitig mit dem Einstellungsverfahren auch über allfällig geltend
gemachte Zivilforderungen entscheiden muss. Im darauffolgenden juristischen
Schlagabtausch wandte die Gegenseite – darunter auch Justizministerin Baume-
Schneider – ein, dass es bei einem eingestellten Verfahren eben keinen Schuldspruch
gebe und es daher dem Schuldprinzip widerspreche, die nicht verurteilte beschuldigte
Person zur Zahlung einer Entschädigung zu verpflichten. Rieder hielt dagegen, dass eine
zu Unrecht beschuldigte Person das Lernprogramm ja ablehnen und im
Gerichtsverfahren einen Entscheid verlangen könne. Werde die Person dann tatsächlich
freigesprochen, müsse sie keinerlei Entschädigung zahlen. Durch diese Möglichkeit
blieben die Verteidigungsrechte der beschuldigten Person aus seiner Sicht gewahrt. Die
Ständekammer entschied mit 24 zu 16 Stimmen bei 2 Enthaltungen für den Antrag
Rieder und schuf damit noch eine letzte neue Differenz.

Der Nationalrat stimmte diesen Beschlüssen seiner Schwesterkammer schliesslich
stillschweigend zu. Die Lösung zu den Zivilforderungen sei zwar nicht ideal, betreffe
aber voraussichtlich nur wenige Fälle, weshalb man nicht einzig wegen dieser
Bestimmung eine Einigungskonferenz provozieren und die ganze Vorlage nochmals
gefährden wolle, erläuterte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) die Überlegungen der
Kommission. Zum vom Nationalrat ursprünglich geforderten Grooming-Artikel sei
indessen noch die parlamentarische Initiative 18.434 hängig, mit der man das Thema
weiterverfolgen könne, ergänzte die deutschsprachige Berichterstatterin Patricia von
Falkenstein (ldp, BS).

In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf zur Revision des
Sexualstrafrechts mit 141 zu 52 Stimmen bei einer Enthaltung an. Die SVP-Fraktion
opponierte geschlossen, nachdem ihre Hoffnungen auf deutliche Strafverschärfungen
enttäuscht worden waren. Der Ständerat hiess das Geschäft einhellig gut. 19

Nachdem die Referendumsfrist ungenutzt verstrichen war, beschloss der Bundesrat,
die im Zuge der Strafrahmenharmonisierung vorgenommenen Änderungen am
Besonderen Teil des Strafgesetzbuches und am Nebenstrafrecht auf den 1. Juli 2023 in
Kraft zu setzen. Insbesondere gelten ab dann für Gewaltdelikte strengere Strafen. Nicht
in Kraft treten wird allerdings die Lockerung des sogenannten Rasertatbestands; seit
der Verabschiedung der Strafrahmenharmonisierung im Dezember 2021 ist das
Parlament auf diesen Entscheid zurückgekommen und hat im Rahmen der Revision des
Strassenverkehrsgesetzes im Frühling 2023 beschlossen, die Mindeststrafe hier doch
beizubehalten. 20
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